
[image: image1.png]


Stadt Liestal

DER STADTRAT AN DEN EINWOHNERRAT                             2006/112a
Interpellation von Regina Vogt, FDP Liestal, betreffend Teillohnprogramm (Nr. 2006/112)
Wir bedanken uns für die parlamentarische Initiative zum Zwecke der Arbeitsintegration von Sozialhilfeempfängern. Wir betrachten es als wichtig und notwendig, in diesem Bereich die Anstrengungen zu verstärken und die Möglichkeiten zur beruflichen Eingliederung auszu​schöpfen.

Verbindliche Grundlage zur Durchführung von sämtlichen Massnahmen zur beruflichen Ein​gliederung bildet das kantonale Sozialhilfegesetz (§§ 16 bis 19). Neu bietet dieses per 01.01.2007 die Möglichkeit von Lohnkostenbeiträgen auch an nicht steuerbefreite und ge​winnorientierte Unternehmungen.
Ein Teillohnprogramm analog der Stadt Zürich ist aufgrund anderer gesetzlicher Voraus-setz​ungen im Kanton Baselland kaum möglich (Zitat des kantonalen Sozial​amtes: Wir wollen keine 1000 Franken-Jobs in der Sozialhilfe wie beispielsweise in der Stadt Zürich [Modell Monika Stocker]). Ein solches hat sich an § 19 des SHG Baselland (Sozialhilfegesetz vom 21. Juni 2001, SGS 850) zu orientieren. Dies heisst konkret, dass bei einem Anstellungsverhältnis ein Lohnbeitrag in einem be​schränkten Umfang aus den Mitteln der Sozialhilfe ausgerichtet werden kann. Dabei wird die Differenz zwischen Marktlohn und Leistungslohn (verminderte Leistungsfähigkeit des Arbeit​nehmers) ausgeglichen.

Die finanzielle Aufbesserung (Anreizsystem zur Motivation für die Erwerbsarbeit) von er​werbstätigen Sozialhilfeempfänger/innen zur reinen Sozialhilfe beträgt im Maximum CHF 400.-- pro Monat und gilt für alle gleichermassen, ob es sich nun um Massnahmen zur beruf​lichen Eingliederung handelt oder um eine bereits bestehende Erwerbstätigkeit.

Es ist vorgesehen, die Anstrengungen zur beruflichen Eingliederung zu verstärken. Dazu sollen unter anderem Kontakte zu Wirtschaft und Gewerbe geknüpft werden, um Einsatz​plätze für Stellenlose zu akquirieren.

Ergänzend dazu geht es auch um die Erweiterung der Angebote zum Projekt StABil durch die Vermittlung von Stellenlosen in bestehende Beschäftigungsprogramme und um die Prüfung der Frage, ob die Stadt Liestal spezielle Beschäftigungsprogramme in Ko​operation mit einem möglichen privaten Träger aufbauen soll (zum Beispiel Projekt Velosta​tion).
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